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§ 6
(1) Zu den Aufgaben der Kommission für den 

Straßenwinterdienst gehören die Aufstellung von Richt­
linien und Grundsätzen für die Durchführung des 
Straßenwinterdienstes sowie die Anordnung und Kon­
trolle der Vorbereitungen und ihrer Durchführung. 
Ihnen obliegt insbesondere die Überprüfung und Kon­
trolle folgender Maßnahmen:

die Ausarbeitung von Räum- und Streuplänen, 
die Verpflichtung der benötigten Kraftfahrzeuge 
und Maschinen, deren Versorgung mit Kraftstoff 
und Ersatzteilen,
die Anlage der entsprechenden Reserven, 
die Anfuhr des Streugutes und Streusalzes, 
der Einsatz von Räum- und Streufahrzeugen und 
-geräten sowie dessen Vorbereitung, 
sowie die Errichtung von Schneezäunen einschließ­
lich der Beschaffung des hierfür erforderlichen 
Materials.

(2) Die Mitglieder der Kommissionen für den Straßen­
winterdienst haben das Recht, den an der operativen 
Durchführung dieser Aufgaben beteiligten Organen der 
staatlichen Verwaltung ihres Wirkungsbereiches und 
allen sonstigen für den Einsatz zur Abwehr und Besei­
tigung von Schnee- und Eisgefahren geeigneten Dienst­
stellen und Betrieben Weisungen zu erteilen.

(3) Bei außergewöhnlichen Naturereignissen unter­
liegt den Kommissionen die operative Leitung des 
Straßenwinterdienstes. In diesen Fällen sind sie berech­
tigt, den für den Straßenverkehr zuständigen Dienst­
stellen Weisungen zur kurzfristigen Gestellung von 
Kraftfahrzeugen zu erteilen. Diese Verkehrsdienst­
stellen haben die Weisungen zu befolgen und sind ihrer­
seits berechtigt, alle volkseigenen und privaten Fahr­
zeughalter heranzuziehen.

(4) Die Leiter der Kommissionen sind weiterhin 
befugt, Weisungen bezüglich des Einsatzes der Bevöl­
kerung und von Betrieben zu erteilen. Dieser Einsatz 
soll nur erfolgen, wenn und solange er zur Abwendung 
und unverzüglichen Beseitigung eines außergewöhn­
lichen Notstandes unvermeidbar ist.

(5) Die Leiter der Kommissionen können in außer­
ordentlichen Fällen ihre Befugnisse den Leitern der 
Staatlichen Straßenunterhaltungsbetriebe oder den 
Straßenmeistern übertragen.

(6) Das Weisungsrecht der Kommissionen für den 
Straßenwinterdienst gemäß Absätze 2 und 4 erstreckt 
sich nicht auf die Dienststellen der Deutschen Reichs­
bahn.

§ 7
(1) Die Anfuhr des durch die Reichsbahn zu beför­

dernden Streugutes ist spätestens bis zum 15. August 
eines jeden Jahres vorzunehmen. Der Transport von 
Auftausalz erfolgt in den Monaten Oktober bis Januar.

(2) Die Reichsbahn ist verpflichtet, den vom Staats­
sekretariat für Kraftverkehr und Straßenwesen an­
geforderten Transportraum für Streugut und Auftausalz 
innerhalb der unter Abs. 1 angegebenen Fristen zu 
stellen.

§ 8 *
Für die Planung der für den Straßenwinterdienst 

erforderlichen Haushaltsmittel sind die auf Grund der 
Straßenverordnung vom 10. Mai 1951 (GBl. S. 422). mit 
der Durchführung der Aufgaben der Straßenverwaltüng 
beauftragten Organe verantwortlich.

§ 9
Durchführungsbestimmungen erläßt das Staatssekre- 

tariat für Kraftverkehr und Straßenwesen.

§ 10
(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft.
(2) Die Verordnung vom 12. Oktober 1950 über Maß­

nahmen zur Abwehr von Schnee-r und Eisgefahren auf 
den Straßen der Deutschen Demokratischen Republik 
(GBl. S. 1071) und alle sonstigen entgegenstehenden Be­
stimmungen treten außer Kraft.

Berlin, den 29. Oktober 1953
Die Regierung 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Der Ministerpräsident 

G r o t e w o h l  
Staatssekretariat für Kraftverkehr und Straßenwesen 

W e i p r e c h t  
Staatssekretär

Erste Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über Maßnahmen zur Abwehr von 

Schnee- und Eisgefahren auf den Straßen 
der Deutschen Demokratischen Republik.

Vom 29. Oktober 1953

§ 1
(1) Die gemäß § 1 Abs. 3 vorstehender Verordnung 

für den Einsatz im Straßenwinterdienst verpflichteten 
Kraftfahrzeuge dürfen während der Dauer der Ver­
pflichtung nur mit Zustimmung der Staatlichen 
Straßenunterhaltungsbetriebe anderweitig eingesetzt 
werden. Bei Streitigkeiten entscheidet die Bezirkskom­
mission für den Straßenwinterdienst endgültig.

(2) Die gemäß § 1 Abs. 3 vorstehender Verordnung zu 
verpflichtenden Kraftfahrzeuge und Maschinen sind 
durch Verträge zwischen den Staatlichen Straßenunter­
haltungsbetrieben und den Kraftfahrzeug- und Maschi­
nenhaltern nach Grundsätzen der Verordnung vom
6. Dezember 1951 über die Einführung des Allgemeinen 
Vertragssystems für Warenlieferungen in der volks­
eigenen und der ihr gleichgestellten Wirtschaft (GBl.
S. 1141) und ihren Durchführungsbestimmungen zu 
binden. Das gleiche gilt für den Transport des Streu­
gutes einschließlich des Auftausalzes durch die Reichs­
bahn gemäß § 7.

§ 2
(1) Die Vergütung des Einsatzes der Kraftfahrzeuge 

gemäß § 1 Abs. 3 vorstehender Verordnung erfolgt 
durch die Staatlichen Straßenunterhaltungsbetriebe 
nach der Preisverordnutg Nr. 125 vom 23. Dezember 
1950 Verordnung über Eis- und Schneezuschläge im 
Fuhrgewerbe sowie über Entgelte der im Straßen­
winterdienst eingesetzten Fahrzeuge (GBl. 1951 S. 2).

(2) Beim Einsatz von Betrieben gemäß § 6 Abs. 4 vor­
stehender Verordnung erfolgt die Entlohnung durch die 
Staatlichen Straßenunterhaltungsbetriebe über die Eiri- 
satzbetriebe. Die Vergütung wird nach dem Nettodurch­
schnittsverdienst der letzten vier Wochen vor dem Ein­
satz berechnet.

(3) Bei Abwendung eines außergewöhnlichen Not­
standes kann angeordnet werden, daß der Einsatz der 
Bevölkerung gemäß § 6 Abs. 4 vorstehender Verord­
nung zu erfolgen hat.

§ 3
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­

kündung in Kraft.
Berlin, den 29. Oktober 1953

Staatssekretariat für Kraftverkehr und Straßenwesen
W e i p r e c h t
Staatssekretär


